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3. Besondere Prüfungsfälle 
 

3.1 Landeskinderklausel bei den Zuschüssen für private Schulen - noch 
gerechtfertigt? 
 
Ein aktueller Vergleich der landesrechtlichen Regelungen zur Finanzierung 
der Ersatzschulen hat ergeben, dass es außer in Schleswig-Holstein nur in 
den Stadtstaaten Bremen und Hamburg Landeskinderklauseln gibt. Somit 
ist Schleswig-Holstein das einzige Flächenland, welches ein solches In
strument einsetzt. Die übrigen Länder unterscheiden bei der Finanzierung 
der Ersatzschulen nicht zwischen Landeskindern und Kindern aus anderen 
Bundesländern. 
 
Der LRH hat im Rahmen eines Prüfungszyklus „Schulen in freier Träger
schaft“ zunächst die Freien Waldorfschulen1 und die privaten Schulen der 
dänischen Minderheit2 geprüft. 2009 sind die übrigen allgemeinbildenden 
Schulen in freier Trägerschaft geprüft worden.3 
 
Eine Prüfungsfeststellung ist, dass das Land bei der Berechnung der Zu
schüsse für die Ersatzschulen (private Schulen, welche die allgemeinen 
Bildungsziele und -abschlüsse anstreben) nur die Schülerinnen und Schü
ler mit Wohnsitz in Schleswig-Holstein zugrunde legt. Dies ist im Schulge
setz durch die sogenannte Landeskinderklausel festgelegt. Des Weiteren 
sieht das Gesetz vor, dass bei der Berechnung der Zuschüsse die Schüle
rinnen und Schüler berücksichtigt werden, die aus Ländern kommen, mit 
denen eine Vereinbarung zur gegenseitigen Finanzierung getroffen wurde. 
Dies ist momentan nur mit der Freien und Hansestadt Hamburg der Fall. 
 
Der LRH hat darauf hingewiesen, dass die Landeskinderklausel bei Schu
len in freier Trägerschaft, deren Einzugsbereich über Schleswig-Holstein 
(und Hamburg) hinausreicht, ein kaum lösbares Problem ist: Entweder 
nimmt der Schulträger der Ersatzschulen keine Schülerinnen und Schüler 
aus anderen Ländern auf oder er erhebt höhere, gegen das sogenannte 
Sonderungsverbot verstoßende Schulgelder.  
Dieses Problem ist schon länger bekannt: Bereits in der 14. Legislaturperi
ode des Schleswig-Holsteinischen Landtages wurde daher eine generelle 
Streichung der Landeskinderklausel diskutiert.4 
 

                                                      
1 Bemerkungen 2004 des LRH, Nr. 24. 
2 Bemerkungen 2006 des LRH, Nr. 14. 
3 Bemerkungen 2011 des LRH, Nr. 9. 
4 Siehe Plenarprotokoll 14/45 vom 10.12.1997. 
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2018 sind die Freien Waldorfschulen erneut geprüft worden.1 Die Proble
matik mit der Landeskinderklausel besteht weiterhin. 
 
Aktuelle Entwicklung und Problematik 
 
Zum 01.08.2021 ist das Schulgesetz geändert worden.2 Seitdem wird die 
Landeskinderklausel bei der Förderung der Schulen der dänischen Min
derheit nicht mehr angewendet, sodass der Schulträger vom Land auch 
Zuschüsse für Kinder erhält, deren Wohnsitz außerhalb von Schleswig-
Holstein liegt. Hier geht es um den grenzüberschreitenden Schulbesuch im 
Grenzgebiet zu Dänemark. Dagegen erhebt der LRH keine Einwände. Er 
begrüßt vielmehr, dass durch die Schulgesetzänderung erneut die Diskus
sion um die Landeskinderklausel angefacht wird. 
Es ist fraglich, ob die Landeskinderklausel noch zeitgemäß ist und ob es 
einen sachlichen Grund für die ungleiche Behandlung der Schulen der dä
nischen Minderheit gegenüber den übrigen Ersatzschulen gibt, die wie 
z. B. die Freie Waldorfschule in Flensburg keine Zuschüsse für Schülerin
nen und Schüler aus dem Königreich Dänemark oder aus anderen Bun
desländern erhalten. 
Ließen die übrigen Ersatzschulen die ungleiche Behandlung überprüfen, 
könnte sich hieraus ein finanzielles Risiko für das Land ergeben. 
 
Nach Angabe des Bildungsministeriums war für den Wegfall der Klausel 
bei der Förderung der dänischen Schulen die minderheitenpolitisch gebo
tene Gleichbehandlung mit den Schulen der deutschen Minderheit in Dä
nemark ausschlaggebend, die für alle Schülerinnen und Schüler mit 
Wohnsitz in Deutschland Zuschüsse vom dänischen Staat erhalten. 
 
Die Landeskinderklausel in Schleswig-Holstein führe allerdings dazu, dass 
die Schulen in freier Trägerschaft in der Regel Schülerinnen und Schüler 
aus anderen Bundesländern nicht aufnehmen. Das sei Familien aus den 
Nachbarländern kaum zu vermitteln, insbesondere, wenn die Schulen so 
nah an der Landesgrenze liegen wie die Waldorfschule in Lübeck. Die 
Landeskinderklausel erscheine angesichts der heutigen Anforderungen an 
Familien und im Arbeitsleben im Hinblick auf Flexibilität und Mobilität nicht 
mehr zeitgemäß. Die Kehrseite sei allerdings, dass deren Aufhebung 
einen jährlichen Mehrbedarf in Höhe von rund 1,9 Mio. € in der Ersatz
schulfinanzierung (einschließlich berufsbildende Schulen) auslösen würde. 
 

                                                      
1 Bemerkungen 2019 des LRH, Nr. 11. 
2 Siehe GVOBl. Schl.-H. 2021, S. 723 ff. 
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3.2 

Ausblick 

Die Landeskinderklausel sollte generell überdacht werden. Ihre Abschaf-
fung würde zum einen zur Verringerung des Verwaltungsaufwands beim 
Land führen und zum anderen einen Beitrag zur Sicherung der wirtschaft-
lichen Grundlagen und finanziellen Planungssicherheit der Schulen liefern. 
Die Attraktivität des Bildungsstandorts Schleswig-Holstein würde gestärkt. 

Das Bildungsministerium kündigt an, die Frage der Aufhebung der Lan-
deskinderklausel in der kommenden Legislaturperiode erneut zu diskutie-
ren und zu entscheiden. 

Besondere Prüfungsfälle gemäß Medienstaatsvertrag 

Der Landesrechnungshof Mecklenburg-Vorpommern, der Niedersächsi-
sche Landesrechnungshof, der Rechnungshof der Freien und Hansestadt 
Hamburg und der LRH haben nach § 36 Abs. 1 NDR-Staatsvertrag (NDR-
StV) gemeinsam die Reisekostenerstattungen für die Sportredaktion des 
Norddeutschen Rundfunks (NDR) geprüft. Der federführende Rechnungs-
hof der Freien und Hansestadt Hamburg hat den abschließenden Bericht 
in seinem Jahresbericht 2022 veröffentlicht. Der LRH stellt den abschlie-
ßenden Bericht auf seiner Internetseite bereit, er ist abrufbar unter 
www.landesrechnungshof-sh.de/file/bm2022_rundfunk.pdf. 

Der LRH kommt mit diesem Beitrag seiner Berichtspflicht nach § 37 Satz 3 
des Medienstaatsvertrags nach. Danach wird das Ergebnis der Prüfung 
einer Landesrundfunkanstalt, des ZDF oder des Deutschlandradios ein-
schließlich deren Beteiligungsunternehmen durch den zuständigen Rech-
nungshof in Form eines abschließenden Berichts mitgeteilt und veröffent-
licht. 
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